
N°1011
COMMISSION
TOUS LIEUX D'AFFECTATION

COMMUNICATION AU PERSONNEL
RELATIVE AUX

DISPOSITIONS GÉNÉRALES D'EXÉCUTION (*)
EN MATIÈRE DE PERSONNE ASSIMILÉE À L'ENFANT À CHARGE

(ARTICLE 2 PARAGRAPHE 4 DE L'ANNEXE VII DU STATUT)

FR ASSIMILATION À L'ENFANT À CHARGE 45

(*) Ces "Dispositions générales d'exécution" ont déjà fait l'objet d'une publication en
langue française dans les informations administratives n° 968 du 10 janvier 1997.

LES VERSIONS EN LANGUES FINNOISE ET SUEDOISE SERONT DIFFUSEES ULTERIEUREMENT



Les fonctionnaires et autres agents trouveront en annexe le recueil des
différentes versions linguistiques des "Dispositions générales
d'exécution" en matière de personne assimilée à l'enfant à charge,
arrêtées par la Commission le 12 décembre 1996 et entrées en
vigueur le 1er février 1997.

In Annex are the different linguistic versions of the "General
implementing provisions" concerning persons to be treated as
dependent children, adopted by the Commission on 12 December
1996 and effective from 1 February 1997.
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ALLGEMEINE DURCHFÜHRUNGSBESTIMMUNGEN
BETREFFEND UNTERHALTSBERECHTIGTEN KINDERN

GLEICHGESTELLTE PERSONEN

ALLGEMEINE DURCHFÜHRUNGSBESTIMMUNGEN
ZU ARTIKEL 2 ABSATZ 4 DES ANHANGS VH ZUM STATUT

DIE KOMMISSION DER EUROPAISCHEN GEMEINSCHAFTEN -

gestutzt auf das Statut der Beamten der Europaischen Gemeinschaften sowie auf die
Beschaftigungsbedingungen für die sonstigen Bediensteten dieser Gemeinschaften
festgelegt durch Verordnung (EWG, EURATOM, EGKS) Nr 259/68 des Rates vom
29 Februar 1968, zuletzt geändert durch die Verordnung (EGKS EG EURATOM)
Nr 2963/95 des Rates vom 18 Dezember 1995 (ABI Nr L 310 vom 22 12 1995)
insbesondere auf die Artikel 67 und 110 des Statuts der Beamten und auf Artikel 2
Absatz 4 des Anhangs VII zum Statut sowie auf Artikel 101 du
Beschaftigungsbedingungen für die sonstigen Bediensteten

nach Stellungnahme des Statutsbeirats,

nach Anhörung der Personalvertretung,

in Erwägung nachstehender Grunde

aufgrund des Urteils des Gerichtshofs vom 7 Mai 1992 in der Rechtssache C 70/91 und
unter Berücksichtigung der gewonnenen Erfahrung erscheint es notwendig die von der
Kommission 1989 erlassenen allgemeinen Durchführungsbestimmungen zu Artikel 2
Absatz 4 des Anhangs VII zum Statut zu ändern

Generell kann gemäß Artikel 2 Absatz 4 des Anhangs VII zum Statut die Gleichstellung
einer Person mit einem unterhaltsberechtigten Kind nur ausnahmsweise "durch besondere
mit Gründen versehene Verfügung der Anstellungsbehorde" erfolgen Diese verfügt somit
in bezug auf den Sachverhalt, der zur Begründung der Gleichstellungsantrage geltend
gemacht wird, über einen weiten Ermessensspielraum Mit Rucksicht auf das Erfordernis
der Gleichbehandlung der Beamten empfiehlt es sich jedoch, bestimmte objektive
Kriterien festzulegen, die die Ausübung dieser Ermessensbefugnis einheitlich regeln
sollen

Hierzu sind die Faktoren festzulegen, anhand derer zu beurteilen ist, ob der Unterhalt
dieser Person den Beamten mit erheblichen Auslagen belastet -
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HAT FOLGENDE ALLGEMEINE DURCHFÜHRUNGSBESTIMMUNGEN ERLASSEN

ABSCHNITT l - ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN

Artikel l

Mit diesen allgemeinen Durchführungsbestimmungen sollen die Bedingungen genauer
festgelegt werden, unter denen die Gleichstellung einer Person mit einem
unterhaltsberechtigten Kind gemäß Artikel 2 Absatz 4 des Anhangs VII zum Statut
genehmigt werden kann

Diese Gleichstellung kann von der Anstellungsbehorde genehmigt werden, wenn alle
nachstehenden Voraussetzungen erfüllt sind

ABSCHNITT 2 - BESTIMMUNGEN ÜBER DDE BEDINGUNGEN
EINER GESETZLICHEN UNTERHALTSPFLICHT

Artikel 2

Als gesetzliche Unterhaltspflicht gilt die in den Rechtsschriften gegenüber verwandten oder
verschwägerten Personen ausdrücklich vorgesehene Unterhaltspflicht, ausgenommen
vertragliche Verpflichtungen, Naturalobligationen oder Entschadigungsverpflichtungen

Finanzielle Verpflichtungen des Beamten gegenüber seinem Ehegatten oder ehemaligen
Ehegatten fallen nicht unter Artikel 2 Absatz 4 des Anhangs VII zum Statut

Artikel 3

1 Besteht ein Bezug zu mehreren Rechtsvorschriften, so werden die anzuwendenden
Rechtsvorschriften aufgrund der von dem zustandigen Gericht' anzuwendenden
Kollisionsbestimmungen festgestellt

2 Die gerichtliche Zuständigkeit ergibt sich aus den Bestimmungen über
Kompetenzkonflikte zwischen Gerichten, gegebenenfalls auch den betreffenden
Bestimmungen der einschlägigen internationalen Übereinkünfte, insbesondere des
geänderten Brüsseler Übereinkommens vom 27 September 1968 über die gerichtliche
Zuständigkeit und die Vollstreckung gerichtlicher Entscheidungen in Zivil- und
Handelssachen

Für die Anwendung von Absatz l wird - außer im Falle des Gegenbeweises - davon
ausgegangen, daß die Beamten an ihrem Dienstort wohnhaft sind

' Siehe auch das am 2 Oktober 1973 in Den Haag unteizeichnete Übereinkommen über das auf
Unterhaltspflichten anzuwendende Recht
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Artikel 4

Der Beamte hat anhand beweiskräftiger Unterlagen nachzuweisen, daß er gegenüber der
beireffenden Person gesetzlich zum Unterhalt verpflichtet ist, welche finanziellen
Belastungen sich daraus ergeben und welcher finanzielle Beitrag tatsächlich geleistet wird

Die Gleichstellung kann nur dann genehmigt werden, wenn die finanziellen Belastungen
aufgrund der Unterhaltspflicht wenigstens ebenso hoch sind wie der bei Genehmigung der
Gleichstellung gezahlte Betrag

Die zuständigen Dienststellen teilen dem Beamten alle zweckdienlichen Informationen über
die Tragweite dieses Abschnitts mit, insbesondere über die Art der beizubringenden
beweiskräftigen Unterlagen

ABSCHNITT 3 - BESTIMMUNGEN ÜBER DIE BEDINGUNG DER ERHEBLICHEN
BELASTUNG

Artikel 5

1 Die Aufwendungen des Beamten für den Unterhalt der Person, deren Gleichstellung er
beantragt, werden nur bis zu einem Betrag in folgender Hohe berücksichtigt

- 40 % des monatlichen Grundgehalts eines Beamten der Besoldungsgruppe D4,
Dienstaltersstufe l, wenn die betreifende Person mit dem Beamten standig in
häuslicher Gemeinschaft lebt,

- 50 % dieses Grundgehalts, wenn sie mit dem Beamten nicht standig in häuslicher
Gemeinschaft lebt

Von diesen Beträgen sind die Nettoeinkünfle der betreffenden Person abzuziehen

2 Beantragt der Beamte die Gleichstellung mehrerer Personen, die in häuslicher
Gemeinschaft zusammenleben, so sind für den Unterhalt dieser Personen folgende
Ausgaben zu berücksichtigen

- für die erste Person Ausgaben bis zur Hohe der in Absatz l genannten
Aufwendungen,

- für die zweite Person Ausgaben bis zu 25 % des in Absatz l genannten
Grundgehalts, wenn diese Person mit dem Beamten nicht standig in häuslicher
Gemeinschaft lebt, andernfalls bis zu 20 %,

- für weitere Personen bis zur Hohe des in Artikel 2 Absatz l des Anhangs VII zum
Statut festgesetzten Betrags der Zulage für unterhaltsberechtigte Kinder

Von der Summe dieser Betrage sind die Nettoeinkünfle der unterhaltsberechtigten
Kindern gleichzustellenden Personen abzuziehen
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3 Ist die Person, deren Gleichstellung beantragt wird, verheiratet, so werden die
Nettoeinkunfte des Ehepaares so berücksichtigt, als ob die Gleichstellung für die
Ehegatten beantragt wurde

4 Höhere Unterhaltsaufwendungen werden berücksichtigt, wenn die Person, deren
Gleichstellung beantragt wird, regelmäßig zusatzliche, nachweisbare Ausgaben
verursacht für

- die ordnungsgemäß nachgewiesene Entlohnung - gegebenenfalls einschließlich
Sozialabgaben - einer Krankenpflegerin/eines Krankenpflegers, deren/dessen
Anwesenheit bei der betreffenden Person ärztlich verordnet wurde, soweit keine
Kostenubernahme auf nationaler oder Gemeinschaftsebene erfolgt ist,

- Beitrage zur Krankenversicherung fin die gleichzustellende Person,

- nicht von einer Krankenversicherung erstattete Krankheitskosten für den Teil, der im
Monatsdurchschnitt 2 % des Grundgehalts eines Beamten der Besoldungsgruppe D4,
Dienstaltersstufe l, übersteigt,

- die Unterbringung der betreffenden Person in einem Altersheim, soweit diese Kosten
50 % des Grundgehalts eines Beamten der Besoldungsgruppe D4, Dienstaltersstufe l,
übersteigen, und zwar bis zu einem Betrag in Hohe von 20 % dieses Grundgehalts

5 Von dem Antrag auf Gleichstellung einer dritten Person an werden
Hochstaufwendungen für den Unterhalt festgelegt Sie entsprechen dem Unterschied
zwischen dem Nettogehalt des Antragstellers, gegebenenfalls zuzuglich seiner sonstigen
Nettoeinkunfte, und dem Grundgehalt eines Beamten der Besoldungsgruppe D4,
Dienstaltersstufe l, gegebenenfalls zuzuglich der Haushaltszulage und der Zulage(n) für
unterhaltsberechtigte Kinder Ist der so errechnete Betrag niedriger als die durch die
übrigen Bestimmungen des Abschnitts 3 bestimmten Aufwendungen für den Unterhalt,
so dient dieser Betrag als Bezugsgroße für die Feststellung einer erheblichen Belastung

Artikel 6

Sind außerdem Beamten noch weitere Personen gegenüber der Person, deren Gleichstellung
beantragt wird, gesetzlich zum Unterhalt verpflichtet, so verringert sich der Betrag der nach
Artikel 5 zu berücksichtigenden Aufwendungen um den von anderen gesetzlich zum
Unterhalt verpflichteten Personen zu tragenden Anteil an diesen Unterhaltsausgaben

Zur Festlegung dieses Betrags wird davon ausgegangen, daß alle Personen, die der Person
gegenüber, deren Gleichstellung beantragt wild, gesetzlich zum Unterhalt verpflichtet sind,
die Unterhaltsaufwendungen im Sinne von Artikel 5 im Verhältnis zu ihren verfugbaren
Einkünften bestreiten

Artikel 7

Als Einkünfte der Person, deren Gleichstellung beantragt wird, sowie als Einkünfte der
Personen, die ihr gegenüber gesetzlich zum Unterhalt verpflichtet sind, gelten Einkünfte
aller Art, insbesondere auch Renten, Familienzulagen und sonstige Zulagen sowie
Ruhegehalter
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Gleiches gilt für den Nutzwert einer Wohnung, deren Eigentumer oder Nießbraucher die
Person ist, deren Gleichstellung beantragt wird Dieser Nutzwert wird auf 12 % des
Grundgehalts eines Beamten der Besoldungsgruppe D4, Dienstaltersstufe l, festgesetzt

Maßgebend sind die monatlichen Nettoeinkünfte der betreffenden Person, die durch Division
dieser jahrlichen Nettoeinkünfte durch zwölf errechnet werden

Artikel 8

Auf die im Statut vorgesehenen und in den Artikeln 5 bis 7, 9 und 12 dieser allgemeinen
Durchführungsbestimmungen genannten Beträge werden die Berichtigungskoeffiaenten
angewandt, die für das Land der dienstlichen Verwendung des Beamten und den Wohnort
der anderen betroffenen Personen festgesetzt wurden

Lauten die in den Artikeln 5 bis 7, 9 und 12 dieser allgemeinen
Durchführungsbestimmungen genannten Einkünfte nicht auf belgische Franken, so werden
sie zum monatlichen Buchungskurs des Tages, an dem der Anspruch wirksam werden soll,
in diese Wahrung umgerechnet

Artikel 9

Unbeschadet der Bestimmungen von Artikel 10 wird davon ausgegangen, daß der Unterhalt
der Person, deren Gleichstellung von dem Beamten beantragt wird, ihn mit erheblichen
Ausgaben belastet, wenn der Betrag der nach Artikel 5 zu berücksichtigenden Ausgaben für
den Unterhalt, abzuglich

der gemäß Artikel 6 geleisteten Beitrage anderer Personen zum Unterhalt und

des Gesamtbetrags der übrigen Nettoeinkünfte des Beamten

20 % des steuerpflichtigen Betrags der Dienstbezuge des Beamten übersteigt Ist dem
Beamten bereits die Gleichstellung einer anderen Person genehmigt worden, so wird dies
bei der Berechnung des steuerpflichtigen Betrags nicht berücksichtigt

Dieser Satz erhöht sich für jede weitere Person, deren Gleichstellung von dem Beamten
beantragt wird, um 10 %

In den Fallen, in denen der Beamte seinen Dienst in Teilzeitbeschaftigung ausübt, wird der
vorgenannte steuerpflichtige Betrag nach dem vollen Grundgehalt berechnet

Artikel 10

Die Anstellungsbehorde kann ausnahmsweise im Benehmen mit den Verwaltungen der
anderen Organe einen Gleichstellungsantrag des Beamten genehmigen, wenn die
Unterhaltsaufwendungen, gegebenenfalls abzuglich der in Artikel 10 vorgesehenen Betrage,
höchstens dem in diesem Artikel festgelegten Prozentsatz des steuerpflichtigen Betrags der
Dienstbezuge des Beamten entsprechen, sofern der Unterhalt dieser Person den Beamten mit
besonders hohen Ausgaben belastet
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ABSCHNITT 4 - BESTIMMUNGEN ÜBER-DIE GLEICHSTELLUNGSVERFÜGUNG

Artikel 11

1. Die Verfügung der Anstellungsbehörde ergeht auf der Grundlage eines schriftlichen
Antrags mit Belegen für alle Faktoren, die gemäß diesen allgemeinen Bestimmungen
zu berücksichtigen sind.

2. Ergeht eine positive Vertilgung, so wird diese am ersten Tag des Monats wirksam, in
dem der Beamte seinen Antrag sowie die erforderlichen Belege eingereicht hat, und tritt
spätestens ein Jahr danach außer Kraft.

Eine Verlängerung kann beantragt werden.

3. Der Beamte ist verpflichtet, jede Veränderung der Bedingungen, unter denen die
Gleichstellung verfugt wurde, mitzuteilen.

Sind nach einer solchen Veränderung die Bedingungen für die Aufrechterhaltung der
Verfügung nicht mehr erfüllt, so wird sie vom ersten Tag des Monats aufgehoben, der auf
den Monat folgt, in dem die Veränderung eingetreten ist.

Artikel 12

l. Der Beamte hat ab dem Zeitpunkt, zu dem eine Gleichstellungsverfügung ergeht,
nachzuweisen, daß er regelmäßig zum Unterhalt der gleichgestellten Person beiträgt und
daß seine diesbezüglichen monatlichen Ausgaben mindestens dem höchsten der beiden
wie folgt berechneten Beträge entsprechen:

- 20 % des nach dem vollen Grundgehalt berechneten steuerpflichtigen Betrags seiner
Dienstbezüge, zuzüglich des Gesamtbetrags seiner übrigen Nettoeinkünfte. Aufgrund
bereits genehmigter Gleichstellungen gezahlte Zulagen werden bei der Berechnung
des steuerpflichtigen Betrags nicht berücksichtigt;

- dem um 20 % erhöhten zusätzlichen Betrag, der ihm aufgrund der Genehmigung
gezahlt wird.

2: Im Falle der Genehmigung einer Gleichstellung mehrerer Personen erhöht sich der in
Absatz l erster Gedankenstrich vorgesehene Satz - von der zweiten Person an - für jede
dieser Personen um 10 %.

3. Der in Absatz l genannte Nachweis ist nicht erforderlich, wenn die gleichgestellte
Person mit dem Beamten ständig in häuslicher Gemeinschart lebt.

Die zuständigen Dienststellen können mit geeigneten Mitteln nachprüfen, ob diese
Bedingung erfüllt ist.

4. Wird kein Nachweis für die Unterhaltszahlung während der gesamten Geltungsdauer
oder eines Teils der Geltungsdauer der Verfügung erbracht, so werden deren Wirkungen
für die betreffenden Zeiträume ausgesetzt und die Beträge, die der Beamte für diese
Zeiträume gegebenenfalls erhalten hat, von der Verwaltung gemäß Artikel 85 des
Statuts zurückgefordert.
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ABSCHNITT 5 - AUFHEBUNGS-, ÜBERGANGS- UND SCHLUSSBESTIMMUNGEN

Artikel 13

Die am 28. September 1989 von der Kommission erlassenen und am l. Oktober 1989
in Kraft getretenen allgemeinen Durchführungsbestimmungen zu unterhaltsberechtigten
Kindern gleichgestellten Personen werden durch diese Bestimmungen aufgehoben und
ersetzt.

Artikel 14

Diese Bestimmungen werden nach Annahme durch die Kommission am ersten Tag des
Monats nach ihrer Veröffentlichung in den Verwaltungsmitteilungen wirksam.

Die aufgrund der bisherigen ADB ergangenen Verfügungen bleiben bis zum Ablauf ihrer
Geltungsdauer gültig.
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GENERAL IMPLEMENTING PROVISIONS CONCERNING PERSONS
TO BE TREATED AS DEPENDENT CHILDREN

(ARTICLE 2(4) OF ANNEX VII TO THE STAFF REGULATIONS)

On 28 September 1989 the Commission adopted general implementing provisions
concerning persons to be treated as dependent children (Article 2(4) of Annex VII to the
Staff Regulations).

These provisions now need to be amended in the light of the judgment of the Court of
7 May 1992 in Case C-70/91 that the words "any person" make it illegal to exclude
certain categories of person on grounds of age.

In its report on expenditure on allowances for persons treated as dependent children, the
Court of Auditors noted that the automatic entitlement under the current implementing
provisions on occasion leads to individuals being treated as dependent children in cases
where the financial position of the official does not justify it.

The exceptional nature of this provision was underlined by the appointing authority when
the implementing provisions were adopted in 1989, when it stressed that Article 2(4) of
Annex VII was the most restrictive of the provisions on allowances and expenses It is,
in fact, the only Article that combines the following restrictive terms. "Any person whom
the official has a legal responsibility to maintain and whose maintenance involves heavy
expenditure may, exceptionally, be treated as if he were a dependent child by special
reasoned decision of the appointing authority, based on supporting documents "
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GENERAL IMPLEMENTING PROVISIONS CONCERNING
PERSONS TO BE TREATED AS DEPENDENT CHILDREN

***********

GENERAL PROVISIONS FOR GIVING EFFECT TO
ARTICLE 2(4) OF ANNEX VII TO THE STAFF REGULATIONS

THE COMMISSION OF THE EUROPEAN COMMUNITIES

Having regard to the Staff Regulations of Officials and the Conditions of Employment
of Other Servants of the European Communities laid down by Council Regulation (EEC,
Euratom, ECSC) No 259/68, as last amended by Regulation (ECSC, EC, Euratom)
No 2963/95 of 18 December 1995 (OJ No L 310, 22.12 1995), and in particular
Articles 67 and 110 of the Staff Regulations, Article 2(4) of Annex VII to the Staff
Regulations and Article 103 of the Conditions of Employment,

Having regard to the Opinion of the Staff Regulations Committee,

After consulting the Staff Committee,

Whereas it is necessary, in view of the judgment of the Court of 7 May 1992 in
Case C-70/91 and in the light of experience, to revise the general provisions for giving
effect to Article 2(4) of Annex VII to the Staff'Regulations adopted by the Commission
in 1989;

Whereas, generally, under Article 2(4) of Annex VII to the Staff Regulations treatment
of a person as a dependent child may be allowed only exceptionally "by special reasoned
decision of the appointing authority"; whereas the appointing authority, in assessing the
facts and circumstances invoked in support of applications for such treatment, thus enjoys
a wide margin of discretion; whereas, in the interests of equal treatment for all officials,
certain objective criteria should however be established in order to ensure that these
powers of assessment are exercised uniformly,

Whereas to this end there is a need to define the factors to be considered in assessing
whether the maintenance of such a person involves heavy expenditure for the official,
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HAS ADOPTED THESE GENERAL PROVISIONS

SECTION 1 - GENERAL

Article 1

The purpose of these general provisions is to specify the conditions under which a person
may be treated as a dependent child pursuant to Article 2(4) of Annex VII to the Staff
Regulations.

Treatment as a dependent child may be authorized by the appointing authority provided
all the conditions set out below are satisfied

SECTION 2 - LEGAL RESPONSIBILITY FOR MAINTENANCE

Article 2

Legal responsibility for maintenance means the obligation between relatives by blood or
marriage expressly laid down by law, to the exclusion of any obligation of a contractual,
moral or compensatory nature.

The official's financial obligations with regard to his spouse or former spouse are not
covered by Article 2(4) of Annex VII to the Staff Regulations.

Article 3

1 Where there exist factors connecting the case with more than one law, the
applicable law shall be determined in accordance with the rules concerning
conflicts of laws applicable by the court having jurisdiction '

2 The court having jurisdiction shall be determined in accordance with the rules
concerning the choice of court including, where appropriate, those laid down by
the relevant international agreements, notably the amended Brussels Convention
of 27 September 1968 on Jurisdiction and the Enforcement of Judgments in Civil
and Commercial Matters.

For the purpose of the provision set out in paragraph 1, officials shall be assumed to be
resident at their place of employment, in the absence of evidence to the contrary

' See also the Convention on the Law Applicable to Maintenance Obligations
signed in The Hague on 2 October 1973.
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Article 4

It shall be for the official to establish, on the basis of supporting documents, the existence
of legal responsibility for maintenance, the expenditure stemming from it and the amount
of the financial contribution actually made.

Treatment as a dependent child may be authorized only if the expenditure stemming from
the legal responsibility for maintenance is at least equal to the amount resulting from such
authorization.

The appropriate departments shall provide the official with any guidance needed on this
Section, particularly with regard to the nature of the supporting documents required

SECTION 3 - HEAVY EXPENDITURE

Article 5

1. The cost to the official of maintaining the person whose treatment as a dependent
child is requested shall be taken into consideration only up to an amount
equivalent to:

40% of the basic monthly salary of an official in the first step of grade D4
where that person permanently resides in the official's household,

50% of that basic monthly salary where that person does not permanently
reside in the official's household,

the said amounts being reduced by the person's net income

2. Where an official requests that several persons living in the same household be
treated as dependent children, the cost of maintaining those persons shall be taken
into consideration:

for the first person, up to the amount specified in paragraph 1,

for the second person, up to 25% of the basic salary referred to in
paragraph 1 where that person does not permanently reside in the official's
household and 20% where he does;

for the remaining person(s), up to the amount of the dependent child
allowance specified in Article 2(1) of Annex VII to the Staff Regulations,

the said amounts being reduced by the net income of the persons to be treated as
dependent children.

3 Where the person whose treatment as a dependent child is requested is married,
the net incomes of the couple shall be taken into consideration as if treatment as
dependent children were being requested for both spouses.
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4 An increase in this cost of maintenance shall be taken into consideration where
evidence is provided of regular additional expenditure occasioned by the person
whose treatment as a dependent child is requested, in respect of

that part of the remuneration of a nurse whose attendance on that person
has been ordered by a doctor, including any social security contributions,
which is not met by the national or Community authorities,

contributions to a sickness insurance scheme for the person to be treated
as a dependent child,

medical expenses not reimbursed by a sickness insurance scheme in excess
of, as a monthly average, 2% of the basic salary of an official in the first
step of grade D4,

board and lodging in a home for the elderly, exceeding 50% of the basic
salary of an official in the first step of grade D4, up to a maximum of
20% of that salary

5 A maximum cost of maintenance shall be determined in the case of an official
requesting treatment of three or more persons as dependent children It shall
correspond to the difference between the official's net-salary plus any other net
income, and the basic salary of an official in the first step of grade D4 plus any
household allowance and dependent child allowance(s) Should the amount thus
obtained be less than the cost of maintenance as determined by the other
provisions of Section 3, it is that amount which shall serve as the reference for
establishing heavy expenditure

Article 6

Where persons other than the official also have a legal responsibility for maintaining the
person whose treatment as a dependent child is requested, the cost taken into
consideration in accordance with Article 5 shall be reduced by that part of the costs of
maintaining that person which they are required to bear

For the purpose of determining that amount, all the persons with a legal responsibility for
maintaining the person whose treatment as a dependent child is requested shall be
presumed to share the cost of maintenance specified in Article 5 in proportion to their net
income

Article7

The income of the person whose treatment as a dependent child is requested and that of
the persons having legal responsibility for his maintenance means income of any kind,
including unearned income, family allowances and other allowances and pensions
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It also includes the rental value of any dwelling owned by the person whose treatment
as a dependent child is requested or of which he is the usufructuary. This rental value
shall be fixed at 12% of the basic salary of an official in the first step of grade D4.

The income to be taken into consideration shall be the net monthly income of the persons
concerned, calculated by dividing net annual income by twelve.

Article 8

The amounts laid down in the Staff Regulations and those referred to in Articles 5, 6, 7,
9 and 12 of these general provisions shall be weighted using the weightings for the
country of employment of the official and the place of residence of the other persons
concerned as the case may be.

Where the income referred to in Articles 5, 6, 7, 9, and 12 of these general provisions
is not expressed in Belgian francs, it shall be converted into that currency using the
monthly accounting exchange rate obtaining on the day on which entitlement takes effect.

Article 9

Without prejudice to Article 10, maintenance of the person whose treatment as a
dependent child is requested shall be deemed to involve heavy expenditure for the official
where the amount of the cost of maintenance taken into consideration in accordance with
Article 5, less:

the amount of the contributions by other persons to this maintenance in
accordance with Article 7; and

all the official's net income from other sources

is more than 20% of the taxable amount of the official's remuneration. Any other person
already being treated as a dependent child of the official shall not be taken into
consideration for the purpose of calculating the taxable amount.

This percentage shall be increased by ten in respect of each of the other persons whose
treatment as dependent children is requested.

If the official's remuneration is based on part-time employment, it is the full-time salary
that shall be taken into consideration for the purpose of calculating the taxable amount
referred to above.
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Article 10

By way of exception, the appointing authority may authorize treatment as a dependent
child where the amount of the cost of maintenance reduced, where appropriate, by the
amounts specified in Article 9 is equal to or less than the percentage of income specified
in that Article, on condition that maintenance of that person involves particularly heavy
expenditure for the official.

SECTION 4 - DECISION TO AUTHORIZE TREATMENT
AS A DEPENDENT CHILD

Article 11

1. The decision by the appointing authority shall be taken on the basis of a written
application accompanied by documentary evidence concerning all the factors
which have to be taken into account pursuant to these general provisions.

2 Where a favourable decision is taken, it shall take effect from the first day of the
month during which the official made his application and submitted the necessary
supporting documents and shall cease to be valid one year from that date at the
latest.

An application may be made for it to be renewed.

3. The official is required to notify any change which occurs in the circumstances
on which the favourable decision was based.

Where the conditions for maintaining this decision in force cease to be satisfied
as the result of such a change, the decision shall be revoked with effect from the
first day of the month following that during which the change occurred.

Article 12

1. From the time the favourable decision is taken, the official must provide evidence
that he is contributing regularly to the maintenance of the person being treated as
a dependent child by a monthly amount at least equal to:

- 20% of the taxable amount of his remuneration, calculated on the basis of his
full basic salary, plus all his other net income; persons treated as dependent
children shall not be taken into consideration for the purpose of calculating the
taxable amount; or

- the additional amount received as a result of the favourable decision plus 20%,

whichever is the higher.
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2 Where the treatment of several persons as dependent children is authorized, the
percentage specified in the first indent of the above paragraph shall be increased by
ten in respect of each of those persons after the first

3 The evidence referred to in paragraph 1 shall not be required where the person treated
as a dependent child permanently resides in the official's household

The responsible department may check by appropriate means that this condition is
being met.

4 In the absence of proof of payment for all or part of the term of validity of the
decision, the said decision shall cease to be operative for the periods concerned and
any sums received by the official for those periods shall be recovered by the
administration in accordance with Article 85 of the Staff Regulations

SECTION 5 - REPEALING, TRANSITIONAL AND FINAL PROVISIONS

Article 13

These provisions repeal and replace the general implementing provisions concerning
persons to be treated as dependent children, adopted by the Commission on
28 September 1989 with effect from 1 October 1989

Article 14

These provisions shall take effect, after adoption by the Commission, on the first day of
the month following their publication in the Administrative Notices

Decisions taken on the basis of the previous general implementing provisions shall remain
valid until their expiry
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Dispositions générales d'exécution
en matière de personne assimilée à l'enfant à charge

(article 2 paragraphe 4 de l'annexe VU du Statut)

Par décision en date du 28 septembre 1989, la Commission avait adopté les Dispositions
générales d'exécution (ci-après "D G.E") en matière de personne assimilée à l'enfant à charge
(article 2, paragraphe 4 de l'annexe Vn du Statut).

Il a été nécessaire de faire adapter ces DGE à la suite de l'arrêt de la Cour de justice du 7 mai
1992 (affaire C-70/91P) selon lequel le terme "toute personne" rend illégale l'exclusion de
certaines catégories de personnes en raison de leur âge.

Dans son-rapport concernant les dépenses relatives aux allocations pour personnes assimilées
à un enfant à charge, la Cour des Comptes a constaté que les automatismes dans les DGE
existantes conduisent dans certains cas à l'octroi d'une assimilation d'une personne à un enfant
à charge sans que la situation financière du fonctionnaire ne le justifie.

L'exceptionnalité de cette disposition a déjà été soulignée par l'AIPN au moment de l'adoption
des DGE en 1989 lorsqu'elle a souligné que l'article 2 paragraphe 4 de l'Annexe VII est la
plus sévère de toutes les dispositions statutaires relatives à des allocations ou indemnités. En
effet, cet article est le seul à cumuler l'emploi des mots restrictifs suivants "Peut être
exceptionnellement assimilée à l'enfant à charge par décision spéciale et motivée de l'AIPN,
prise sur la base de documents probants, toute personne à l'égard de laquelle le fonctionnaire
a des obligations légales et dont l'entretien lui impose de lourdes charges".
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DISPOSITIONS GÉNÉRALES D'EXÉCUTION EN MATIÈRE DE
PERSONNE ASSIMILÉE À L'ENFANT À CHARGE

**********

DISPOSITIONS GÉNÉRALES D'EXÉCUTION DE
L'ARTICLE 2 PARAGRAPHE 4
DE L'ANNEXE VU DU STATUT

LA COMMISSION DES COMMUNAUTÉS EUROPÉENNES,

VU le Statut des fonctionnaires des Communautés Européennes ainsi que le régime applicable
aux autres agents de ces Communautés fixés par le règlement (CEE, EURATOM, CECA) n"
259/68 du Conseil, du 29 février 1968, modifié en dernier lieu par le règlement (CECA, CE,
EURATOM) n' 2963/95 du Conseil, du 18 décembre 1995 (JO. n" L 310 du 22 12 1995),

' et notamment les articles 67 et 110 du Statut des fonctionnaires et 2 paragraphe 4 de son
annexe VII, ainsi que l'article 103 du régime applicable aux autres agents,

VU l'avis du comité du Statut,

Après consultation du comité du personnel,

CONSIDÉRANT qu'il est nécessaire, suite à l'arrêt de la Cour du 7 mai 1992 dans l'affaire
C 70/91, et compte tenu de l'expérience acquise, de réviser les Dispositions générales
d'exécution de l'article 2 paragraphe 4 de l'Annexe VII du Statut adoptées par la Commission
en 1989;

CONSIDÉRANT, de façon générale, qu'en vertu de l'article 2 paragraphe 4 de l'Annexe VII
du Statut l'assimilation d'une personne à un enfant à charge ne peut avoir lieu
qu'exceptionnellement "par décision spéciale et motivée de l'Autorité investie du pouvoir de
nomination"; que cette dernière possède ainsi, en ce qui concerne les faits et circonstances
invoqués à l'appui des demandes d'assimilation, une marge d'appréciation largement
discrétionnaire; qu'il convient toutefois, eu égard à l'exigence d'égalité de traitement des
fonctionnaires, de déterminer certains critères objectifs appelés à régir de manière uniforme
l'exercice de ce pouvoir d'appréciation;

CONSIDÉRANT qu'à cette fin il y a lieu de définir les éléments à prendre en considération
pour apprécier si l'entretien de cette personne représente une lourde charge pour le
fonctionnaire,
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A ARRÊTÉ LES PRÉSENTES DISPOSITIONS GÉNÉRALES D'EXÉCUTION:

SECTION PREMIÈRE - DISPOSITIONS GÉNÉRALES

Article 1

Les présentes dispositions générales d'exécution ont pour objet de préciser les conditions dans
lesquelles peut être accordée, conformément à l'article 2 paragraphe 4 de l'Annexe VII du
Statut, l'assimilation d'une personne à un enfant à charge.

Cette assimilation peut être accordée par l'autorité investie du pouvoir de nomination lorsque
toutes les conditions prévues ci-après sont remplies.

SECTION 2 - DISPOSITIONS RELATIVES
À L'OBLIGATION ALIMENTAIRE LÉGALE

Article 2

Par obligation alimentaire légale, il faut entendre celle prévue expressément entre parents ou
alliés par la loi, à l'exclusion de toute obligation à caractère conventionnel, naturel ou
indemnitaire.

Les obligations pécuniaires du fonctionnaire à l'égard de son conjoint ou de son ex-conjoint
ne relèvent pas de l'article 2 paragraphe 4 de l'Annexe VII du Statut.

Article 3

I. En présence d'éléments de rattachement à plusieurs lois, la détermination de la loi
applicable résulte des règles de conflits de lois applicables par le tribunal compétent'.

2 La compétence du tribunal résulte des règles de conflit de juridictions, y compris le cas
échéant celles définies par les conventions internationales en la matière, notamment la
convention modifiée de Bruxelles du 27 septembre 1968, concernant la compétence
judiciaire et l'exécution des décisions en matière civile et commerciale.

Pour l'application de la disposition figurant au premier alinéa précédent, les fonctionnaires
sont présumés domiciliés au lieu de leur affectation, sauf preuve contraire.

' Cf. aussi la Convention sur la loi applicable aux obligations alimentaires signée à La Haye le
2 octobre 1971
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Article 4

II appartient au fonctionnaire d'établir, sur la base de tout document probant, l'existence de
l'obligation alimentaire légale considérée, la charge financière qui en découle et le montant
de sa contribution financière versée effectivement.

L'assimilation ne peut être accordée'que si la charge financière découlant de l'obligation
alimentaire légale est au moins égale au montant qui résulte de l'octroi de l'assimilation

Les services compétents fournissent au fonctionnaire toute information utile sur la portée de
la présente section, en particulier quant à la nature des documents probants à fournir

SECTION 3 - DISPOSITIONS RELATIVES À LA CONDITION
DES LOURDES CHARGES

Article 5

1. La charge d'entretien par le fonctionnaire de la personne dont il demande l'assimilation
n'est prise en considération qu'à concurrence d'un montant correspondant à :

- 40 % du traitement de base mensuel d'un fonctionnaire de grade D4, au premier
échelon, lorsque cette personne habite en permanence sous le toit du fonctionnaire,

- 50% de ce traitement de base mensuel, lorsqu'elle n'habite pas en permanence sous le
toit du fonctionnaire.

Ces montants sont diminués des revenus nets de cène personne.

2 Lorsque le fonctionnaire demande l'assimilation de plusieurs personnes habitant sous le
même toit, la charge d'entretien des ces personnes est prise en considération :

- pour la première personne, à concurrence de la charge visée au paragraphe premier,

- pour la deuxième personne, à concurrence de 25% du traitement de base visé au
paragraphe premier lorsque cette personne n'habite pas en permanence sous le toit du
fonctionnaire et de 20% dans le cas contraire;

- pour la(les) personne(s) suivante(s) à concurrence du montant de l'allocation pour
enfant à charge fixé à l'article 2 § 1 de l'Annexe VII du Statut.

Le total de ces montants est diminué des revenus nets des personnes à assimiler à enfants
à charge.

3 Lorsque la personne dont l'assimilation est demandée est mariée, les revenus nets du
couple sont pris en considération, comme si l'assimilation était demandée pour les
conjoints.
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4. Une majoration de cette charge d'entretien est prise en considération lorsque la personne
dont l'assimilation est demandée occasionne des dépenses supplémentaires régulières et
prouvées, nécessitées par :

- la rémunération, y compris le cas échéant les charges sociales, dûment justifiée d'un
aide-malade dont la présence auprès d'elle est prescrite par un médecin, pour la partie
de cette rémunération qui n'a pas donné lieu à une prise en charge au niveau national
ou communautaire;

- les cotisations supportées au titre d'une assurance-maladie de la personne à assimiler;

- les frais médicaux, non remboursés par un régime d'assurance-maladie, pour la partie
excédant, en moyenne mensuelle, 2% du traitement de base d'un fonctionnaire de grade
D4, au premier échelon;

- son hébergement en maison de retraite, dépassant 50% du traitement de base d'un
fonctionnaire de grade D4, au premier échelon, dans la limite maximale de 20% de ce
traitement.

5. A compter de la demande d'assimilation d'une troisième personne, une charge maximale
d'entretien est déterminée. Cette charge correspond à la différence entre le traitement net
du demandeur, éventuellement augmenté de ses autres revenus nets, et le traitement de
base d'un fonctionnaire de grade D4, au premier échelon, éventuellement augmenté de
l'allocation de foyer et de la ou des allocations pour enfants à charge. Si le montant ainsi
obtenu est inférieur à la charge d'entretien telle que déterminée par lés autres dispositions
de la section 3, c'est ce montant qui sert de référence pour l'établissement des lourdes
charges.

Article 6

Lorsque d'autres personnes que le fonctionnaire ont des obligations alimentaires légales à
l'égard de la personne dont l'assimilation est demandée, la charge prise en considération
conformément aux dispositions de l'article 5 est diminuée du montant de la quote-part dans
l'entretien de cette personne qui incombe aux autres personnes ayant à son égard des
obligations alimentaires légales.

Aux fins de la détermination de ce montant, toutes les personnes ayant des obligations
alimentaires légales à l'égard de la personne dont l'assimilation est demandée sont présumées
intervenir dans la charge d'entretien fixée à l'article 5 proportionnellement à leurs revenus
nets.

Article 7

Sont considérés comme revenus de la personne dont l'assimilation est demandée et comme
revenus des personnes ayant des obligations alimentaires légales à son égard les revenus de
toute nature, y compris notamment les rentes, allocations familiales et autres allocations et
pensions.
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Il en est de même de la valeur locative d'une habitation dont la personne pour laquelle
l'assimilation est demandée est propriétaire ou usufruitière. Cette valeur locative est fixée à
12% du traitement de base d'un fonctionnaire de grade D4, au premier échelon.

Les revenus à prendre en compte sont les revenus nets mensuels des intéressés, calculés en
divisant par douze ces revenus nets annuels.

Article 8

Les montants prévus au Statut et visés aux articles 5 à 7, 9 et 12 des présentes dispositions
générales sont affectés des coefficients correcteurs fixés respectivement pour le pays
d'affectation du fonctionnaire et le lieu où résident les autres personnes concernées.

Dans les cas où les revenus visés aux: articles 5 à 7, 9 et 12 des présentes dispositions
générales ne sont pas exprimés en francs belges, ils sont convertis dans cette monnaie au taux
comptable mensuel en vigueur le jour où il doit prendre effet.

Article 9

Sans préjudice des dispositions de l'article 10, l'entretien de la personne dont le fonctionnaire
demande l'assimilation est considéré comme lui imposant de lourdes charges lorsque le
montant de la charge d'entretien prise en considération conformément aux dispositions de
l'article S, diminué

du montant des contributions d'autres personnes à cet entretien conformément aux
dispositions de l'article 6, et

- de la totalité des autres revenus nets du fonctionnaire

est supérieur à 20% du montant imposable de la rémunération de celui-ci. Si le fonctionnaire
bénéficie déjà d'une assimilation pour une autre personne, celle-ci n'est pas prise en
considération pour le calcul du montant imposable.

Le taux de ce pourcentage est augmenté de 10 pour chacune des autres personnes dont le
fonctionnaire demande l'assimilation.

Dans le cas où la rémunération du fonctionnaire est basée sur une activité à temps réduit, le
traitement plein est pris en considération pour le calcul du montant imposable visé ci-dessus.
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Article 10

A titre exceptionnel, l'autorité investie du pouvoir de nomination peut accorder le bénéfice
de l'assimilation au fonctionnaire lorsque le montant de la charge d'entretien, éventuellement
diminué ainsi qu'il est prévu à l'article précédent, est égal ou inférieur au pourcentage des
revenus définis à cet article à la condition que l'entretien de cette personne impose au
fonctionnaire des charges particulièrement lourdes.

SECTION 4 - DISPOSITIONS RELATIVES À LA DÉCISION D'OCTROI

Article 11

1. La décision de l'autorité investie du pouvoir de nomination est prise sur la base d'une
demande écrite, accompagnée des pièces justificatives concernant tous les éléments qui
doivent être pris en considération en vertu des présentes dispositions générales.

2 En cas de décision favorable, celle-ci prend effet à compter du premier jour du mois au
cours duquel le fonctionnaire a présenté sa demande ainsi que les pièces justificatives
nécessaires et sa validité expire au plus tard un an après.

Le renouvellement peut en être demandé.

3. Le fonctionnaire est obligé de signaler toute modification intervenant dans la situation sur
la base de laquelle la décision favorable a été prise.

Au cas où, à la suite d'une telle modification, les conditions pour le maintien de la décision
ne seraient plus remplies, cette décision est abrogée avec effet au premier jour du mois
suivant celui au cours duquel la modification est intervenue.

Article 12

1. A partir du moment où il bénéficie d'une décision d'octroi, le fonctionnaire doit justifier
qu'il contribue d'une manière régulière à l'entretien de la personne assimilée, à
concurrence d'un montant mensuel au moins égal au plus élevé des deux montants
calculés ainsi qu'il suit :

- 20% du montant imposable de sa rémunération calculée sur base de son traitement de
base entier, majorés de la totalité des autres revenus nets du fonctionnaire Les
assimilations à un enfant à charge ne sont pas prises en considération pour le calcul
du montant imposable

- le montant supplémentaire reçu suite à l'octroi, majoré de 20%.

2. Lorsque le fonctionnaire obtient l'assimilation de plusieurs personnes, le taux du
pourcentage prévu au paragraphe précédent premier tiret est augmenté de 10 pour chacune
de ces personnes à partir de la deuxième.
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3 La justification visée au paragraphe premier n'est pas requise lorsque la personne
assimilée habite de façon permanente sous le toit du fonctionnaire

Les services compétents peuvent contrôler par les moyens appropriés si cène condition
est remplie.

4. En l'absence de justification du versement pour tout ou partie de la durée de validité de
la décision, les effets de celle-ci sont suspendus pour les périodes concernées et les
sommes éventuellement reçues par le fonctionnaire au titre de ces périodes sont
récupérées par l'administration, conformément aux dispositions de l'article 85 du Statut

SECTION 5 - DISPOSITIONS ABROGATOIRE, TRANSITOIRE
ET FINALE

Les présentes dispositions abrogent et remplacent les dispositions générales d'exécution en
matière de personnes assimilées aux enfants à charge, arrêtées par la Commission le 28
septembre 1989 et entrées en vigueur le 1er octobre 1989.

Article 14

Les présentes dispositions prennent effet, après leur adoption par la Commission, le 1er jour
du mois suivant leur publication dans les irformations administratives

Les décisions prises sur base des DGE précédentes restent valables jusqu'à leur expiration
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ALGEMENE UITVOERINGSBEPALINGEN
BETREFFENDE

DE GELIJKSTELLING MET EEN TEN LASTE KOMEND KIND
(artikel 2, lid 4, van bijlage VII van het Statuut)

De algemene uitvoeringsbepalingen betreffende de gelijkstelling met een ten laste komend
kind (artikel 2, lid 4, van bijlage VII van het Statuut), waren door de Commissie vastgesteld
bij besluit van 28 september 1989.

Naar aanleiding van het arrest BREMS moeten deze algemene uitvoeringsbepalingen worden
aangepast, omdat volgens dit arrest het uitsluiten van bepaalde categorieën personen op grond
van hun leeftijd, onrechtmatig is, omdat er in het Statuut slechts sprake is van "een persoon
ten aanzien van wie de ambtenaar een wettelijke onderhoudsplicht heeft welke hem zware
lasten oplegt".

In haar verslag over de uitgaven in verband met de toelagen voor personen die met een ten
laste komend kind worden gelijkgesteld, heeft de Rekenkamer vastgesteld dat de
automatismen in de bestaande algemene uitvoeringsbepalingen er in bepaalde gevallen toe
leiden dat personen worden gelijkgesteld met een ten laste komend kind zonder dat de
financiële situatie van de ambtenaar dat rechtvaardigt.

Het tot aanstelling bevoegde gezag heeft reeds bij de vaststelling van de algemene
uitvoeringsbepalingen in 1989 op het uitzonderlijke karakter van deze bepaling gewezen door
te onderstrepen dat artikel 2, lid 4, van bijlage VII van het Statuut het meest rigoureuze is van
alle statutaire bepalingen inzake toelagen of vergoedingen. Dit artikel is namelijk het enige
dat zoveel beperkingen inhoudt: "In uitzonderlijke gevallen kan een persoon ten aanzien van
wie de ambtenaar een wettelijke onderhoudsplicht heeft welke hem zware lasten oplegt, bij
bijzonder, met redenen omkleed besluit van het tot aanstelling bevoegde gezag, genomen op
grond van bewijsstukken, met een te zijnen laste komend kind worden gelijkgesteld".
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GELIJKSTELLING MET EEN TEN LASTE KOMEND KIND

******

ALGEMENE BEPALINGEN TER UITVOERING VAN ARTIKEL 2, LID 4,
VAN BIJLAGE VII VAN HET STATUUT

DE COMMISSIE VAN DE EUROPESE GEMEENSCHAPPEN,

Gelet op het Statuut van de ambtenaren van de Europese Gemeenschappen en de Regeling
welke van toepassing is op de andere personeelsleden van deze Gemeenschappen, zoals
vastgesteld bij Verordening (EEG, Euratom, EGKS) nr. 259/68 van de Raad van
29 februari 1968, laatstelijk gewijzigd bij Verordening (EGKS, EG, Euratom) nr 2963/95 van
de Raad van 18 december 1995 (PB L 310 van 22.12.1995) inzonderheid op de artikelen 67
en 110 van het Statuut van de ambtenaren en artikel 2, lid 4, van bijlage VII van dit Statuut,
alsmede op artikel 103 van de Regeling welke van toepassing is op de andere personeelsleden,

Gezien het advies van het Comité voor het Statuut,

Na raadpleging van het Personeelscomité,

Overwegende dat het, naar aanleiding van het arrest van het Hof van 7 mei 1992 in zaak
C 70/91 en in het licht van de verkregen ervaring, noodzakelijk is de in 1989 door de
Commissie vastgestelde algemene bepalingen ter uitvoering van artikel 2, lid 4, van
bijlage VII van het Statuut te herzien;

Overwegende dat in het algemeen, krachtens artikel 2, lid 4, van bijlage VII van het Statuut,
een persoon slechts in uitzonderlijke gei/allen met een ten laste komend kind kan worden
gelijkgesteld "bij bijzonder, met redenen omkleed besluit van het tot aanstelling bevoegde
gezag'; dat het tot aanstelling bevoegde gezag daarmee, wat de feiten en omstandigheden
betreft waarop een verzoek om gelijkstelling berust, over een zekere beoordelingsvrijheid
beschikt; dal evenwel, om een gelijke behandeling van de ambtenaren te verzekeren, een
aantal objectieve criteria dienen te worden bepaald die bij het uitoefenen van deze
beoordelingsbevoegdheid uniform worden toegepast;

Overwegende dat met het oog hierop moet worden vastgesteld welke factoren in aanmerking
moeten worden genomen om te bepalen of het onderhoud van deze persoon de ambtenaar
zware lasten oplegt;
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HEEFT DE VOLGENDE ALGEMENE UITVOERINGSBEPALINGEN VASTGESTELD

HOOFDSTUK l - ALGEMEEN

Artikel l

Deze algemene uitvoeringsbepalingen hebben ten doel nader aan te geven onder welke
voorwaarden een persoon, overeenkomstig artikel 2, lid 4, van bijlage VII van het Statuut,
met een ten laste komend kind kan worden gelijkgesteld.

Tot deze gelijkstelling kan door het tot aanstelling bevoegde gezag worden besloten indien
alle hierna genoemde voorwaarden zijn vervuld.

HOOFDSTUK 2 - WETTELIJKE ONDERHOUDSPLICHT

Artikel 2

Een wettelijke onderhoudsplicht is die welke de wetgeving bloed- en aanverwanten
uitdrukkelijk oplegt, met uitsluiting van alle verplichtingen voortvloeiende uit overeenkomst,
natuurlijke verbintenissen of vergoedingen.

Geldelijke verplichtingen van de ambtenaar ten opzichte van zijn echtgenoot of ex-echtgenoot
vallen niet onder het toepassingsgebied van artikel 2, lid 4, van bijlage VII van het Statuut

Artikel 3

l Indien er met meer dan één wetgeving aanknopingspunten zijn, wordt aan de hand van
de door de bevoegde rechter toe te passen collisieregels bepaald welke wetgeving van
toepassing is'.

' Het op 2 oktober 1973 te 's Gravenhage ondertekende Verdrag over de wetgeving die van
toepassing is op ondeihoudsveiplichtingen.
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2. De bevoegdheid van de rechter vloeit voort uit de collisieregels inzake de rechterlijke
bevoegdheid, met inbegrip van die welke in de internationale verdragen ter zake, en met
name in het gewijzigde Verdrag van Brussel van 27 september 1968 betreffende de
rechterlijke bevoegdheid en de tenuitvoerlegging van beslissingen in burgerlijke en
handelszaken, zijn vastgesteld.

Voor de toepassing van de in de bovengenoemde bepaling wordt de plaats waar de ambtenaar
is tewerkgesteld als zijn woonplaats beschouwd, tenzij anders wordt bewezen

Artikel 4

De ambtenaar dient bewijsstukken over te leggen waaruit het bestaan van de wettelijke
onderhoudsplicht en de daaruit voortvloeiende financiële lasten blijken alsmede het bedrag
van de financiële bijdrage die daadwerkelijk is betaald.

Tot gelijkstelling kan slechts worden besloten indien de uit de wettelijke onderhoudsplicht
voortvloeiende financiële lasten ten minste gelijk zijn aan het bedrag waarop deze
gelijkstelling recht geeft.

De bevoegde diensten verschaffen de ambtenaar de nodige inlichtingen over de draagwijdte
van dit hoofdstuk, in het bijzonder wat de aard van de over te leggen bewijsstukken betreft

HOOFDSTUK 3 - ZWARE LASTEN

Artikel 5

l De kosten die door de ambtenaar worden gedragen voor het onderhoud van de persoon
van wie hij de gelijkstelling vraagt, worden slechts in aanmerking genomen tot een
bedrag gelijk aan

40 % van het basissalaris van een ambtenaar in de rang D 4, eerste salaristrap,
indien de bedoelde persoon voortdurend bij de ambtenaar inwoont en

50 % van dit basissalaris indien hij niet voortdurend bij de ambtenaar inwoont,

waarop de netto-inkomsten van deze persoon in mindering worden gebracht

66



2. Wanneer de ambtenaar de gelijkstelling vraagt van meerdere personen die samenwonen,
worden de kosten voor het onderhoud van deze personen in aanmerking genomen :

voor de eerste persoon, ten belope van de in lid l bedoelde bedragen;

voor de tweede persoon, ten belope van 25 % van het in lid l bedoelde
basissalaris indien hij niet voortdurend bij de ambtenaar inwoont en van 20 %
indien zulks wel het geval is;

voor de volgende persoon of personen, ten belope van het in artikel 2, lid l, van
Bijlage VII van het Statuut vastgestelde bedrag van de toelage voor een ten laste
komend kind.

3. Wanneer de persoon van wie de gelijkstelling wordt gevraagd gehuwd is, worden de
netto-inkomsten van het echtpaar in mindering gebracht, alsof de gelijkstelling voor
beide echtgenoten werd gevraagd.

4 Een hoger bedrag aan onderhoudskosten wordt in aanmerking genomen, wanneer wordt
aangetoond dat de persoon van wie de gelijkstelling wordt gevraagd regelmatig extra
uitgaven vergt, met name :

het met bewijsstukken gestaafde gedeelte van de bezoldiging, inclusief sociale
lasten, van een ziekenoppas op voorschrift van een arts, dat niet via een nationale
of communautaire regeling wordt vergoed;

premies voor een ziektekostenverzekering van de persoon van wie de gelijkstelling
wordt gevraagd;

het gedeelte van de niet door een ziektekostenverzekering vergoede medische
kosten, dat gemiddeld per maand een bedrag te boven gaat gelijk aan 2 % van het
basissalaris van een ambtenaar in de rang D 4, eerste salaristrap;

het gedeelte van de kosten voor verblijf in een bejaardentehuis, dat een bedrag
overschrijdt gelijk aan 50 % van het basissalaris van een ambtenaar in de rang
D 4, eerste salaristrap; dit gedeelte kan evenwel ten hoogste 20 % van dat
basissalaris bedragen.

67



5. , Zodra de gelijkstelling van een derde persoon wordt gevraagd, wordt een
maximumbedrag aan onderhoudskosten bepaald. Dit bedrag komt overeen met het
verschil tussen het nettosalaris van de aanvrager, eventueel vermeerderd met zijn
overige netto-inkomsten, en het basissalaris van een ambtenaar in de rang D 4, eerste
salaristrap, eventueel vermeerderd met de kostwinnerstoelage en de kindertoelage(n).
Indien het aldus verkregen bedrag lager is dan de op grond van de andere bepalingen
van hoofdstuk 3 berekende onderhoudskosten, wordt voor de vaststelling van de zware
lasten van dit bedrag uitgegaan.

Artikel 6

Wanneer de wettelijke onderhoudsplicht ten aanzien van de persoon van wie de gelijkstelling
wordt gevraagd niet alleen op de ambtenaar, maar ook op anderen rust, worden de
overeenkomstig artikel 5 in aanmerking te nemen kosten verminderd met een bedrag dat
overeenkomt met hun aandeel in het onderhoud van de betrokken persoon.

Voor de vaststelling van dit bedrag wordt verondersteld dat al degenen die een wettelijke
onderhoudsplicht hebben ten aanzien van de persoon van wie de gelijkstelling wordt gevraagd,
in de overeenkomstig artikel 5 vastgestelde onderhoudskosten delen, in verhouding tot hun
beschikbare inkomen.

Artikel 7

Als inkomen van de persoon van wie de gelijkstelling wordt gevraagd en van degenen die ten
aanzien van hem een wettelijke onderhoudsplicht hebben, worden beschouwd alle inkomsten
van welke aard dan ook, met inbegrip van met name renten, gezinstoelagen en ander toelagen
en pensioenen.

Dat geldt ook voor de huurwaarde van een woning waarvan de betrokkene eigenaar of
vruchtgebruiker is. Deze huurwaarde wordt bepaald op 12 % van het basissalaris van een
ambtenaar in de rang D 4, eerste salaristrap.

De in aanmerking te nemen inkomsten zijn de maandelijkse netto-inkomsten van de
betrokkenen, berekend door hun jaarlijkse netto-inkomsten door twaalf te delen.
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Artikel 8

Op de bedragen waarin in het Statuut is voorzien en op de bedragen bedoeld in de artikelen
5, 6, 7, 9 en 12 van deze algemene bepalingen, worden de respectieve
aanpassingscoefficienten toegepast voor het land waar de ambtenaar is tewerkgesteld en voor
de woonplaats van de andere betrokken personen.

Indien de inkomsten als bedoeld in de artikelen 5, 6, 7, 9 en 12 van deze algemene
bepalingen, niet in Belgische franken zijn uitgedrukt, worden zij in deze munteenheid
omgerekend aan de hand van de maandelijkse omrekeningskoers die geldt op de dag waarop
het besluit tot gelijkstelling ingaat.

Artikel 9

Onverminderd het bepaalde in artikel 10 wordt het onderhoud van de persoon van wie de
ambtenaar de gelijkstelling vraagt, geacht hem zware lasten op te leggen wanneer het bedrag
van de overeenkomstig artikel 5 in aanmerking te nemen onderhoudskosten, verminderd met :

het bedrag van de bijdragen van anderen tot dit onderhoud, in de zin van artikel 6, en

het totaal van de overige netto-inkomsten van de ambtenaar,

hoger is dan 20 % van het belastbare gedeelte van zijn bezoldiging. Indien de ambtenaar reeds
een toelage ontvangt op grond van de gelijkstelling van een andere persoon, wordt deze
toelage niet meegerekend bij de berekening van het belastbare bedrag.

Dit percentage wordt met 10 verhoogd voor elke andere persoon van wie de ambtenaar de
gelijkstelling vraagt.

Indien de bezoldiging van de ambtenaar op deeltijdarbeid is gebaseerd, wordt voor de
berekening van het hierboven bedoelde belastbare bedrag uitgegaan van het volledige salaris.
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Artikel 10

Bij wijze van uitzondering kan het tot aanstelling bevoegde gezag ten gunste van de
ambtenaar tot gelijkstelling besluiten indien het bedrag van de onderhoudskosten, eventueel
verminderd met de in het voorafgaande artikel genoemde bedragen, gelijk is aan of lager is
dan het in dat artikel bepaalde percentage van de bezoldiging, op voorwaarde dat het
onderhoud van de gelijk te stellen persoon de ambtenaar bijzonder zware lasten oplegt

HOOFDSTUK 4 - BESLUIT TOT GELIJKSTELLING

Artikel 11

1 Het besluit van het tot aanstelling bevoegde gezag wordt genomen op grond van een
schriftelijke aanvraag, vergezeld van bewijsstukken betreffende alle elementen die
krachtens deze algemene bepalingen in aanmerking moeten worden genomen

2 Indien aan de aanvraag een gunstig gevolg wordt gegeven, gaat het desbetreffende
besluit in op de eerste dag van de maand waarin de ambtenaar zijn aanvraag en de
nodige bewijsstukken heeft ingediend, en vervalt het na een periode van ten hoogste één
jaar.

Er kan worden verzocht om verlenging van het besluit

3 De ambtenaar is verplicht mededeling te doen van iedere wijziging die zich voordoet
in de situatie op basis waarvan het besluit te zijnen gunste is genomen

Indien ten gevolge van een dergelijke wijziging niet meer aan de voorwaarden is
voldaan om het besluit te handhaven, wordt het ingetrokken met ingang van de eerste
dag van de maand volgende op die waarin de wijziging is opgetreden

Artikel 12

l Zodra een besluit tot gelijkstelling is genomen, dient de ambtenaar te bewijzen dat hij
regelmatig tot het onderhoud van de gelijkgestelde persoon bijdraagt voor een bedrag
dat per maand ten minste gelijk is aan het hoogste van de onderstaande bedragen
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20 % van het belastbare gedeelte van zijn bezoldiging, berekend op basis van een
volledig basissalaris, vermeerderd met de som van zijn overige netto-inkomsten.
Toelagen uit hoofde van een gelijkstelling worden niet meegerekend bij de
berekening van het belastbare bedrag;

het uit hoofde van de gelijkstelling extra ontvangen bedrag, vermeerderd met
20 %.

2 Wanneer de ambtenaar voor meer dan één persoon gelijkstelling verkrijgt, wordt het in
lid l, eerste streepje, genoemde percentage vanaf de tweede persoon voor ieder van deze
personen met 10 verhoogd.

3. Het in lid l bedoelde bewijs is niet vereist indien de gelijkgestelde persoon voortdurend
bij de ambtenaar inwoont.

De bevoegde diensten kunnen met alle passende middelen controleren of aan deze
voorwaarde is voldaan.

4. Indien de uitgave niet voor de gehele geldigheidsduur van het besluit kan worden
verantwoord, wordt de werking van het besluit voor de desbetreffende perioden
opgeschort en worden de bedragen die de ambtenaar eventueel over deze perioden heeft
ontvangen volgens artikel 85 van het Statuut teruggevorderd.

HOOFDSTUK 5 - AFSCHAFFINGSCLAUSULE, OVERGANGS- EN SLOTBEPALING

Artikel 13

Deze bepalingen treden in de plaats van de door de Commissie op 28 september 1989
vastgestelde en op l oktober 1989 in werking getreden algemene uitvoeringsbepalingen op
het gebied van personen die met een ten laste komend kind worden gelijkgesteld.

Zodra deze bepalingen door de Commissie zijn goedgekeurd treden zij in werking op de
eerste dag van de maand volgende op die waarin ze bekend zijn gemaakt in de mededelingen
van de administratie.

De besluiten die op basis van de vorige uitvoeringsbepalingen zijn genomen, blijven geldig
tot hun vervaldatum.
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